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Mittwoch, 21. September 2022

Das Parlamentwill ungebetenen
Telefonanrufen von Versiche-
rungsvermittlerinnen und -ver-
mittlern einen Riegel schieben.
Als Zweitrat hat gestern der
Ständerat mit 32 zu 11 Stimmen
einer entsprechenden Vorlage
zugestimmt. Das Geschäft geht
zurück an den Nationalrat.

In dem neuen Bundesgesetz
sollen etwa die Telefonwerbung,
der Verzicht der Versicherungen
auf LeistungenderCallcenterund
die Einschränkung der Provisio-

nen geregeltwerden.Vorgesehen
ist, dass die Branche Regeln in
mehreren weiteren Punkten in
einerBranchenvereinbarung sel-
ber festlegen kann. Dies betrifft
das Verbot der Kaltakquise (also
Telefonwerbung bei Personen,
die nie bei bei der betreffenden
Kasse versichert waren oder es
seit längerem nicht mehr sind),
dieAusbildungderVermittlerund
Vermittlerinnen und eine Pflicht,
Beratungsgespräche zuprotokol-
lieren. Der Bundesrat kann auf

Antrag die Branchenvereinba-
rung für allgemeingültig erklä-
ren, wenn die antragsstellenden
Versicherungen zusammen zwei
Drittel derVersichertenvertreten.

«Eine Quelle von Ärger»
Die unerwünschtenWerbeanrufe
seien für viele eine Quelle von
Ärger, sagte SozialministerAlain
Berset in der Debatte. Und die
Bemühungen der Branche um
Selbstregulierung hätten nicht
den erhofften Erfolg gebracht.

Umstrittenwar imRat die Frage,
ob dieAusbildungsverpflichtung
und die Vergütungsbegrenzung
aufVermittlerinnen undVermitt-
ler beschränktwerden sollen, die
nicht bei der jeweiligenVersiche-
rung angestellt sind.Der Stände-
rat votierte mit 21 zu 19 Stimmen
gegen diese Einschränkung – an-
ders, als dies der Nationalrat in
der Sommersession getan hatte.
Der Bundesrat und eineMinder-
heit der ständerätlichen Kom-
mission für soziale Sicherheit

und Gesundheit setzten sich
damit durch.

Man habe ein Schlupfloch ge-
sucht und gefunden, kritisierte
Hans Stöckli (SP/BE) als Sprecher
derMinderheit erfolgreich.Es sei
kein Zufall, dass mehrere grosse
Versicherer in letzter Zeit bis an-
hin externe Vermittlungsunter-
nehmen übernommen hätten.
Damian Müller (FDP/LU) dage-
gen plädierte dafür, die Definiti-
onenderbestehendenBranchen-
vereinbarung zu übernehmen.

DennAnlass derGesetzesrevision
sei die mangelnde Qualität bei
Vermittlungstätigkeiten.Dies be-
treffe nurdie externenVermittler.

Wie zuvor schonderNational-
rat lehnte es derStänderat ab,die
neueRegulierung ausschliesslich
im Bereich der obligatorischen
Krankenversicherung anzuwen-
den,nicht aberbei denZusatzver-
sicherungen. Mit 25 zu 19 Stim-
menohneEnthaltungen folgte er
der Mehrheit der vorberatenden
Kommission. (sda)

Für Krankenkassenvermittler sollen strengere Regeln gelten
Neues Bundesgesetz Die Telefonwerbung wird eingeschränkt – auch der Ständerat heisst dies gut.

Corona Dem Bundesamt für Ge-
sundheit (BAG) sind innerhalb
von sieben Tagen 13’718 neue
Coronavirus-Ansteckungen inder
Schweiz und in Liechtenstein ge-
meldetworden.Gleichzeitigwur-
den sechsTodesfälle und 154 Spi-
taleinweisungen registriert, wie
das BAG gestern mitteilte.

Vor einerWoche hatte das BAG
nochMeldungen über 13’807 be-
stätigte Neuinfektionen, 148 Spi-
taleintritte und 9 Todesfälle er-
halten. Damit sind die Fallzahlen
innert Wochenfrist um 0,6 Pro-
zent gesunken.Die Spitaleinwei-
sungen nahmen imVergleich zur
Vorwoche um 4,1 Prozent zu.

Aktuell befinden sich in den
Spitälern insgesamt 566 Perso-
nen in Intensivpflege.DieAuslas-
tung der Intensivstationen be-
trägt zurzeit 69,7 Prozent. 4,4 Pro-
zent derverfügbaren Betten sind
von Corona-Patienten belegt.

69,3 Prozent der Bevölkerung
in der Schweiz sindmittlerweile
vollständig geimpft. 1 Prozent
hat eine erste Dosis erhalten.Von
der Gesamtbevölkerung haben
44,4 Prozent eine Booster-Imp-
fung machen lassen. Die letzten
sieben Tage wurden dem
BAG 52’861 neue Corona-Tests
gemeldet. (sda)

BAG vermeldet
etwas weniger
Ansteckungen

Motion Der Bund soll nach dem
Willen des Parlaments einen
elektronischen Impfausweis
schaffen.Als Zweitrat hat gestern
derStänderat eine entsprechende
Motion des St. Galler FDP-
Nationalrats Marcel Dobler an-
genommen.Oppositionslos folg-
te die kleine Kammer dem ein-
stimmigenAntrag ihrerKommis-
sion für soziale Sicherheit und
Gesundheit. Der Bundesrat er-
hält damit den Auftrag, eine
Lösung zu realisieren. Vorgese-
hen ist eine Integration ins elek-
tronische Patientendossier, wie
GesundheitsministerAlain Berset
im Rat erklärte.

Dobler hatte seinen Vorstoss
insbesondere mit den in der
Covid-Krise gemachten Erfah-
rungen begründet. Ein elektro-
nisches Impfbüchlein, das jeder-
zeit verfügbar sei, sei sinnvoll. Es
solle aber freiwillig sein – ein
Ausweis aus Papier müsse mög-
lich bleiben. Bei dem Vorstoss
geht es auch darum, eine Ersatz-
lösung für die Onlineplattform
Meineimpfungen.ch zu finden.
Diese wurde im Mai 2021 einge-
stellt, nachdemdasOnlinemaga-
zin «Republik» schwere techni-
sche Mängel enthüllt hatte. (sda)

Forderung nach
elektronischem
Impfausweis

Alessandra Paone

Vor über einem Jahr sprach sich
die Schweiz für einVerhüllungs-
verbot aus. Damit ist das Tragen
von Burka undNikab nichtmehr
erlaubt.DasVerbot ist noch nicht
in Kraft, doch bereits wird im
Parlament über das nächste Klei-
dungsstück diskutiert, das ver-
boten werden soll.

Die Aargauer Mitte-National-
rätinMarianneBinder-Kellerwill
Kopftücher für Kinder in der
Schule oder imKindergartenver-
bieten.DerBundesrat soll prüfen,
ob eineGrundlage dafürgeschaf-
fenwerdenkann.«InunserenBil-
dungseinrichtungen muss eine
freie Entfaltung allerKinderohne
Kinderkopftuch garantiert sein»,
schreibt sie in ihremPostulat, das
voraussichtlich morgen im Nati-
onalrat behandelt wird.

Binder-Keller zielt damit auf
eine ähnliche Regelung wie in
Frankreich, wo an öffentlichen
Schulen bereits seit 2004 ein
Kopftuchverbot gilt. Wie eine
neue Studie der Paris School of
Economics zeigt, hat sich das
positiv auf die Integrationmusli-
mischer Mädchen ausgewirkt.
Diese haben eine erfolgreichere
Schul- und Berufslaufbahn und
sindviel besser in derGesellschaft
integriert als vor demVerbot.

Selbst einige muslimisch ge-
prägte Länderwie Kosovoverbie-
ten das Kopftuch an den Schulen.
Die Regierung erliess das Verbot
2010, nachdem sie bemerkt hat-
te, dass immer mehr Schülerin-
nen mit einem Hidschab – der
Haare,Ohren undHals bedeckt –
zum Unterricht erschienen.

Bundesrat gegen
nationales Verbot
Der Bundesrat lehnt Binder-Kel-
lers Vorstoss dennoch ab. Die
Kompetenz, im Bereich der Reli-
gion gesetzgeberisch tätig zu
werden, liege bei den Kantonen,
schreibt er in seinerStellungnah-
me. Gemäss Bundesverfassung
seien die Kantone für das Schul-
wesen zuständig. Dieser födera-
listische Ansatz und die Rück-
sichtnahme auf kantonale Eigen-
heiten seien tief verankert und
hätten sich insgesamt sehr gut
bewährt. Die Verteilung der Zu-
ständigkeiten ermögliche es auch,
zielgerichtete Antworten auf
konkrete Situationen zu finden.
Sollte das Kindeswohl oder die
Chancengleichheit eines Kindes
gefährdet sein,verfügtendie kan-
tonalenundkommunalenBehör-
den bereits heute über das recht-
liche Instrumentarium, das Kind

zu schützenund seine Interessen
zu wahren. Damit liessen sich
bessere Ergebnisse erzielen als
mit einem nationalen Kopftuch-
verbot an der Schule.

Der Luzerner Islamwissen-
schaftler Andreas Tunger-Zanetti
sieht es ähnlich. «Der Vorstoss
steht ziemlich quer in der Land-
schaft: Die Idee eines Verbots ist
aus derZeit gefallen», sagt er.Tat-
sächlich liegen die letzten Kopf-
tuchfälle, die fürAufregung sorg-
ten, fast zehn Jahre zurück. Da-
mals beschäftigtenKopftuch-und
Burkaverbote Politik, Behörden
und Gerichte immer wieder. Der
St. Galler Kantonsrat überwies
2014 mehrere Vorstösse mit dem

Ziel, Kleidervorschriften für die
Schule sowie Einschränkungen
der Grundrechte von Schulkin-
dernundEltern gesetzlich zuver-
ankern. DieWalliser SVP lancierte

2015 eine kantonale Initiative für
ein Kopftuchverbot an Schulen,
die das Parlament jedoch für un-
gültig erklärte.Die SVP focht den
Entscheid an, unterlag 2018 aber
vor Bundesgericht.

DieDiskussionen rundumdie
Kopftuchfrage ebbten allmählich
ab, als das Bundesgericht 2015 ei-
nenGrundsatzentscheid fällte: Es
wies die Beschwerde der Schule
St.Margrethen (KantonSt.Gallen)
ab,die dasKopftuchverbot gegen-
über einermuslimischen Schüle-
rin durchsetzen wollte. Das Ge-
richt kam zum Schluss, dass für
diesenEingriff in die Grundrech-
te des betroffenen Mädchens ein
öffentliches Interesse fehlte.

«Diemultikulturelle Gesellschaft
hat in den letzten 20 Jahren
gelernt, besser mit religiösen
Symbolen und allgemein mit
Diversität umzugehen», so be-
tont Tunger-Zanetti. Es gebe
zwar gelegentlich Irritationen,
doch gelinge es stets, diese prag-
matisch zu regeln. Nur selten
lande ein Fall vor Gericht.

Tunger-Zanetti hält das Kopf-
tuchverbot an Schulen überdies
für diskriminierend, weil es sich
klar gegen eine bestimmte Reli-
gion richte. «Wiesowerden nicht
auch andere Kopfbedeckungen
infrage gestellt?» Er bezweifelt
auch,dass dasTragen einesKopf-
tuchs unter den Kindern in der
Schule zuKonflikten führe.Es sei-
en wohl eher vereinzelte Eltern,
die sich daran störten.

Parallelgesellschaft
könnte die Folge sein
Die Volksschule sei ein starker
Motor für Integration, sagt Tun-
ger-Zanetti. «Alle durchlaufen
sie, so verschieden, wie sie sind.
Hier lernen junge Menschen
nicht zuletzt den Umgang mit
Vielfalt und Widersprüchlich-
keit.» Ein Kopftuchverbotwürde
denWunschmuslimischer Fami-
lien nach privaten Kindergärten
und Schulen verstärken. Solche
gibt es in der Schweiz bisher
noch nicht.

AuchNationalrätinMarianne
Binder-Keller sieht die Schule als
Ort der Integration. Und gerade
deswegen sei eswichtig, dass alle
Kinder gleichgestellt seien – un-
abhängig von Geschlecht, Her-
kunft und Religion, sagt sie. «Die
Religion spielt fürmich sowieso
keine Rolle, es geht hier um den
Kinderschutz.» Die Schweizer
Schulen seien ein Raum für die
Ideale des Rechtsstaates. Es gäl-
ten Freiheit und gleiche Rechte
für alle. «Das Kopftuch fürmus-
limische Mädchen hat einen
sexualisierenden und diskrimi-
nierenden Charakter und darf in
der Schule keinen Platz haben»,
sagt die Mitte-Politikerin. Es
hemme die Entwicklung und Be-
wegungsfreiheit der Mädchen
und widerspreche dem pädago-
gischen Ziel der Gleichberechti-
gung und Chancengleichheit.

Wie gut die Chancen für eine
Annahme des Postulats stehen,
ist unklar. «Im Zentrum stehen
die Grundrechte und derKinder-
schutz – es ist keine Frage von
links und rechts», sagt Binder-
Keller. Die Mitte-Fraktionwerde
denVorstoss unterstützen.Auch
die SVP dürfte sich dafür aus-
sprechen.

Für ein Kopftuchverbot an Schulen
Postulat im Nationalrat Mitte-Nationalrätin Marianne Binder-Keller will Kopftücher aus dem Klassenzimmer
verbannen – zum Schutz muslimischer Mädchen. Ein Islamwissenschaftler warnt vor Diskriminierung.

Schülerin mit Kopftuch – in Frankreich seit 2004 untersagt. Bald auch in der Schweiz? Archivfoto: Reuters

«Wiesowerden
nicht auch andere
Kopfbedeckungen
infrage gestellt?»

Andreas Tunger-Zanetti
Islamwissenschaftler
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Charlotte Walser

Fünfzig Rednerinnen und Red-
ner meldeten sich im National-
rat zuWort – und diemeisten be-
klagten dasArtensterben.Dieses
sei dramatisch, hiess es.Mehr als
ein Drittel aller Tier- und Pflan-
zenarten in der Schweiz sei ge-
fährdet. Der Anlass für die Klage:
DerNationalrat debattierte über
die Biodiversitätsinitiative, die
einen stärkeren Schutz der Ar-
tenvielfalt verlangt.

Der Entscheid wird heute ge-
fällt. DerNationalratwird die In-
itiative wohl ablehnen, dürfte
aber einem indirekten Gegenvor-
schlag zustimmen: Der Bundes-
rat soll Kerngebiete zum Schutz
von Lebensräumen bestimmen.
Zusätzlich zu den heute existie-
renden Biotopen von nationaler
Bedeutung sollen Biodiversitäts-
gebiete von nationaler Bedeu-
tung ausgeschieden werden.
Mehr Flächen kämen zwar nicht
hinzu, doch würde die Qualität
der existierenden verbessert.

Durchgesetzt hat sich einVor-
schlagvon FDP-NationalratMat-
thias Jauslin,derwenigerweit geht
als der Bundesratsvorschlag. In
dieserVersion könnte derGegen-
vorschlag trotz des Widerstands
der SVPund eines Teils derMitte
eineMehrheit finden.«DerHand-
lungsbedarf ist für die FDP klar
gegeben», sagte FDP-Nationalrä-
tin SusanneVinzenz-Stauffacher.

Bloss: Ihre Parteikollegen im
Ständerat scheinendas anders zu
sehen. Während der Nationalrat
den Naturschutz ausbauen will,
ist die kleine Kammer dabei, den
Schutz empfindlich zu schwä-
chen. Der Anlass: Der Ständerat
berät – einenTag später–dieVor-
lage füreine sichere Stromversor-
gungmit erneuerbarenEnergien.

«Eines der schönsten Täler»
In dervorberatenden Ständerats-
kommission setzten sich FDP-
und Mitte-Vertreter durch. Im
Visier haben sie etwa das Urner
Maderanertal – laut Tourismus-
werbung eine «wilde und ro-
mantische Bergwelt» – oder das
Bündner Val Roseg, «eines der
schönsten Seitentäler des Enga-
dins». Beide sind Biotope von
nationaler Bedeutung.

Bisher bedeutete das, dass
dort keine Wasserkraftwerke
oder andere Anlagen zur Ener-
gieproduktion gebaut werden
durften. Daswill die Ständerats-
kommission nun ändern. Das
Verbot soll gestrichen werden.

Geht es nach dem Willen der
Kommission,dürfenNaturschutz-
bestimmungen den Bau von
Anlagen zurProduktion erneuer-
barer Energien zudem «weder
erschweren noch verunmögli-
chen». Solange die Energieaus-
bauziele nicht erreicht sind, soll
der Naturschutz der Strompro-
duktion untergeordnet werden.

Was bis vor kurzem undenk-
bar gewesenwäre, haben die Dis-
kussionen über den drohenden
Strommangel möglich gemacht.
Alles könne man nicht haben,
heisst es im Lager der Befürwor-
ter. Entweder Naturschutz oder
Strom. Also Strom.

Die Umweltverbände sind
entsetzt. Setze sich dieser Vor-
schlag durch, sei der Schaden
«dramatisch, irreversibel und
unverhältnismässig», sagt Julia

Brändle vom WWF. Ein Drittel
der bedrohtenArten lebe in Bio-
topenvon nationaler Bedeutung,
obwohl diese nur zwei Prozent
der Landesfläche ausmachten.
«Für die Biodiversität sind es die
wertvollsten zwei Prozent.»

Verheerende Auswirkungen
hätte aus Sicht der Umweltver-
bände auch ein weiterer Vor-
schlag: Die Ständeratskommis-
sion will Bestimmungen zur
Restwassermenge bis 2035 aus-
ser Kraft setzen. Das ist jene
Menge Wasser, die bei einem
Kraftwerk unterhalb derWasser-
entnahme vorhanden seinmuss
– unter anderem für Fische wie
die Seeforelle, die jährlich zu
ihren Laichgründen wandert.

Die heutigenVorschriftenwur-
den Anfang der 1990er-Jahre be-
schlossen und müssten aus Sicht
von Wissenschaftlern wegen des
Klimawandels eigentlich ver-
schärft werden. FürWasserkraft-

werke, die vorher bewilligt wur-
den, greifen sie jedoch noch gar
nicht. Diese Werke müssen die
Vorschriften erst dann umsetzen,
wenn die Konzession für dieWas-
serkraftnutzung erneuert wird.
Bei vielen Kraftwerken stehen
Neukonzessionierungen an. Den
Bergkantonen käme es gelegen,
wenn die Bestimmungen zur
Restwassermenge zu diesemZeit-
punkt ausser Kraft wären: Sie
würden dann die neue Konzessi-

on ohne Restwasservorschriften
erhalten – voraussichtlich für 80
Jahre. Der Schaden wäre gross,
sagen die Umweltverbände.Vie-
le Gewässerlebewesen seien in
der Schweiz bereits ausgestor-
ben oder stark gefährdet, und
mehr als 60 Prozent der verblei-
benden Fischarten stünden auf
der Roten Liste.

Viel Schaden, wenig Nutzen
Dochwie grosswäre derNutzen?
«Jede Kilowattstunde zählt»,
heisst es im Lager der Befürwor-
ter. Die Umweltallianz sieht das
anders. Durch das Opfern des
Naturschutzes könnten höchs-
tens 1,5Terawattstunden gewon-
nen werden. Das seien schlicht-
weg irrelevante Strommengen,die
schneller, umweltverträglicher
und erst noch günstigerbereitge-
stellt werden könnten – durch
Fotovoltaik auf Dächern undwe-
niger Stromverschwendung.

Zu ähnlichen Schlüssen kommt
der Bund: Er sieht grosses Spar-
potenzial bei einem effizienten
Stromverbrauch. Das Wasser-
kraftpotenzial dagegen sei beina-
he ausgeschöpft, schreibt das
Bundesamt fürUmwelt. «95 Pro-
zent derzurStromproduktion ge-
eigneten Flüsse und Bäche wer-
den bereits dazu genutzt.» Zwar
sollen auch die restlichen geeig-
neten Gewässer genutzt werden
– aber eben nur die geeigneten.

Am «Runden Tisch Wasser-
kraft»,denUmwelt- undEnergie-
ministerin Simonetta Sommaruga
einberufen hatte, ging es um die
Frage,welcheWasserkraftprojek-
te den grössten Nutzen bei mög-
lichst geringemSchaden bringen.
Von ursprünglich 33 Projekten
wählte der rundeTischvergange-
nenWinter 15 aus,mit einerSpei-
cherproduktion im Umfang von
insgesamt 2 Terawattstunden.
Hinter diesen Projekten stehe

man, betont die Umweltallianz,
derneben demWWFauchGreen-
peace,ProNatura undderVCS an-
gehören.Wasserkraftwerke in den
wertvollsten Gebieten zu bauen,
sei dagegen nicht sinnvoll.

DieseAuffassungvertritt auch
Roberto Zanetti, SP-Ständerat
und Präsident des Fischerei-Ver-
bandes.Gemeinsammit denVer-
treterinnen derGrünen und SVP-
Ständerat Jakob Stark will er im
Ständerat den «Putschartikel»
bekämpfen. Gelinge das nicht,
könne jedesTal zubetoniertwer-
den, sagt Zanetti. Ausserdem
drohe ein politischer Schaden.

Noser relativiert
«In diesem Land lösen wir Prob-
leme mit Kompromissen an run-
den Tischen. Wird ein solcher
Kompromiss anschliessend von
der Politik massakriert, schwin-
den das Vertrauen und der Wille
zum Kompromiss», sagt Zanetti.
Die Gegner machen auch Verfas-
sungswidrigkeit geltend. Trotz-
dem ist denkbar, dass das Parla-
ment inkohärenteBeschlüsse fasst
– dass der Nationalrat Ja sagt zu
mehr Naturschutz, während der
Ständeratdengeltendenschwächt.

Bundesrätin Sommarugawies
im Nationalrat darauf hin – und
machte sich für mehr Schutz
stark. «Biodiversität ist kein Lu-
xus», sagte sie. Die Artenvielfalt
sei existenziell, auch für die
Landwirtschaft. Und: Mit dem
Gegenvorschlag zur Biodiversi-
tätsinitiative würde der Ausbau
der erneuerbaren Energien nicht
verhindert.

FDP-Ständerat Ruedi Noser,
der die Vorschläge der Stände-
ratskommissionmitgeprägt hat,
relativiert den Kollisionskurs der
Räte.Aus seiner Sicht handelt es
sich bei den Kommissionsvor-
schlägen um eine Art Versiche-
rung. «Werden dieMassnahmen
zumAusbau der Solarenergiewie
beschlossen umgesetzt und die
Wasserkraftprojekte des runden
Tisches realisiert, ist es nicht
nötig, den Naturschutz zu rit-
zen.» Für den Fall, dass die Pro-
jekte mit Einsprachen blockiert
würden,müsse aber dieMöglich-
keit geschaffen werden.

Die Räte auf Kollisionskurs
Strom versus Naturschutz Auch bürgerliche Kräfte im Nationalrat befürworten mehr Naturschutz. Im Ständerat dagegen wollen
dieselben Akteure den Naturschutz für die Energieproduktion schwächen. Wie kann das sein? Und was steht auf dem Spiel?

Steinböcke auf einem Schneefeld, eine Staumauer auf dem Grimselpass: Die Energiekrise akzentuiert die Interessengegensätze. Fotos: Keystone

«Biodiversität
ist kein Luxus.»

Simonetta Sommaruga
Umwelt- und Energieministerin

Bereinigter Gegenvorschlag

Mit einem eigens geschriebenen
Gesetz zum Klimaziel netto null
bis 2050: Der Nationalrat hat die
letzten Differenzen im indirekten
Gegenvorschlag zur Gletscher
initiative bereit gemacht für die
Schlussabstimmungen. Die vom
Ständerat angefügte Solar-Offensive
hat er aber noch nicht beraten.

Die SVP wehrte sich bis
zuletzt gegen das neue Gesetz. Ihr
Antrag, auf das mit zwei Milliarden
Franken dotierte und über zehn
Jahre laufende Programm für
den Ersatz von Elektroheizungen
und fossilen Heizungen sowie
energetische Sanierungen zu
verzichten, lehnte der Nationalrat
gestern mit 117 zu 67 Stimmen ab.

Die SVP-Fraktion habe
einstimmig beschlossen, das
Referendum zu ergreifen, sagte
am Abend Fraktionschef Thomas
Aeschi vor den Medien in Bern.
Definitiv entscheiden will der
Parteivorstand nach der Schluss-
abstimmung in zehn Tagen. (sda)


